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Gesetz 
vom 28. Februar 2019 

über die Abänderung der Strafprozessordnung 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Die Strafprozessordnung (StPO) vom 18. Oktober 1988, LGBl. 1988 
Nr. 62, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

§ 295 Abs. 1 

1) Ist der Angeklagte bei der Schlussverhandlung nicht erschienen, so 
kann, sofern in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt wird (§ 327), in 
seiner Abwesenheit die Verhandlung bei sonstiger Nichtigkeit nur dann 
vorgenommen und das Urteil gefällt werden, wenn die Straftat, deren er 
angeklagt ist, in die Zuständigkeit des Einzelrichters (§ 15 Abs. 3) oder 
des Kriminalgerichts wegen der in § 15 Abs. 2 Ziff. 2 genannten Verge-
hen oder wegen der Verbrechen der Geldwäscherei (§ 165 Abs. 4 StGB) 
fällt, ferner, wenn der Angeklagte bereits in der Untersuchung vernom-
men und ihm die Vorladung zur Schlussverhandlung noch persönlich 
zugestellt wurde. 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 102/2018 und 4/2019 
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom 28. Februar 2019 
über die Abänderung des Strafgesetzbuches in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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